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Amtlicher Teil .
** Das Verbot der „Rreisgauer Leitung "
,st durch Beschluß des Beschwevdeausschusses des Reichsrats
vom M . September aufgehoben worden.

Demokratisierung der
Verwaltung .

Unter den Forderungen , die die überzeugten Anhänger
und Freunde des neuen Staates immer wieder erheben,
ist die nach der Demokratisierung der Verwaltung zwei¬
fellos eine der wichtigsten . Ist es doch heute kein Geheim -
nis mehr, daß die Gesetze und Anordnungen bei ihrer
Durchführung vielfach auf den Widerstand von Be -
amten stoßen, die gefühlsmäßig und politisch noch völlig
in den Ideen des alten Systems befangen sind und die es
— sei es aus Böswilligkeit , sei es aus Unfähigkeit —
nicht über sich vermögen , das Gesetz oder die Anordnung
der Regierung so auszuführen , wie sie nach dem Willen
ihrer Urheber ausgeführt werden sollen . Wir denken
dabei weniger an Boden , als vielmehr an den Norden
des Reiches und an Bayern .

Wir haben schon neulich an dieser Stelle in einem un¬
ter der Überschrift „Staatsautorität " erschienenen Leit¬
artikel mit allem Nachdruck den Standpunkt vertreten ,
daß der neue Staat nicht nur deshalb Anspruch hat auf
die verständnisvolle und ehrliche Mitarbeit aller Beamten »
weil er nun einmal die Macht besitzt , sondern daß er auch
aus rein rechtlichen und moralischen Gründen diesen An¬
spruch erheben darf. Und wer sich gegen die Staatsauto¬
rität im inneren Menst des Staates auflehnt oder durch
absichtliche Falschauslegung und passive Resistenz die
Wünsche und Unordnungen der Regierung sabotiert ,
- er verwirkt damit das Anrecht auf den
Posten , den man ihm übertragen hat.

Keine Privatfirma würde es sich gefallen lassen, daß
einer ihrer Angestellten dauernd die Dispositionen der
Geschäftsleitung durchkreuzt oder gar öffentlich die Firma
verächtlich macht . Auch der Staat kann sich ein derartiges
Lun und Treiben nicht gefallen lassen . Er wird mit
aller Entschiedenheit dafür sorgen müssen , daß das glatte
Funktionieren der Regierungsmaschine nicht durch die
Beschränktheit oder den üblen Willen von Leuten gefähr¬
det wird , die gerade zur Bedienung dieser Maschine da
sind. Deswegen kann doch ein jeder seine eigene poli¬
tische Meinung haben und in legaler Form zum Ausdruck
bringen . Es ist eben ein großer Unterschied, ob irgend
ein Beamter dieses oder jenes am Staate auszusetzen hat
und darnach bei den Wahlen sein politisches Verhalten
einrichtet , oder ob er aus Ärger über irgend eine Vor¬
schrift und aus Anhänglichkeit an ein überwundenes und
abgewirtschaftetes System seine Beamtenpflicht verletzt
und durch Sabotage den Regierungswillen lahmlegt .

Eine öffentliche Beschimpfung der Regierung aber
ist etwas , was sich mit den Pflichten eines Beamten unter
gar keinen Umständen verträgt . Es ist klar, daß auch die
freiesten Zustände der Demokratie an gewissen Vorschriften
des allgemeinen Lebens nicht Vorbeigehen dürfen . Ge¬
nau so , wie es ganz ausgeschlossen ist, daß ein Privat¬
angestellter öffentlich seine Firma und deren Inhaber an¬
greift und schmäht , genau so ist es auch völlig ausgeschlos¬
sen , daß ein Beamter die Verfassung und die Regierung ,
die auf Grund dieser Verfassung zustande kam und in der
Erfüllung der verfassungsmäßigen Aufgaben ihre oberste
Pflicht erblickt, öffentlich herabsetzt und ver¬
ächtlich macht . Der Beamte hat hier , nicht etwa sei¬
ner politischen Überzeugung , sondern lediglich dem Aus -
druck und der Betätigung dieser Überzeugung ge¬
wisse Schranken zu setzen.

Kann sich ein Beamter mit den selbstverständlichen
Pflichten , die ihm die Arbeit im Dienste des neuen
Staates auferlegt , durchaus nicht abfinden , so muß er
sich eben pensionieren lassen . Er stellt sich dann
ruinier noch besser, als der Privatangestellte und Arbeiter ,
der in einem solchen Falle keinen Pensionsanspruch besitzt.

Die geforderte Demokratisierung der Verwaltung wird
also praktisch darin bestehen müssen , daß man nach
und nach solche Beamte , die sich in den Betrieb des neuen
Maates nicht nur nicht einstigen wollen , sondern ihn ge¬
radezu sabotieren und verächtlich machen, ausmerzt
und sie durch geeignetere Kräfte ersetzt .
Das brauchen durchaus nicht Parteifunktionäre und Par -
leiagitatoren zu sein ! Es gibt sicherlich im Bereich - er
Parteien des neuen Staates genügend befähigte Männer
und Frauen , auf die man sehr gut zurückgreifen könnte.

Es ist aber gar nicht nötig , daß diese Männer und Frauerk
in der Parteiagitation an erster Stelle gestanden haben.
Die Hauptsache ist und bleibt , daß sie im demokrati¬
schen Sinne zuverlässig sind und genügend
Bildung mitbringen , um den Erfordernissen des
freigewordenen Beamtenpostens zu genügen .

Offenbar haben die Parteiendes neuenStaa -
tes es bisher versäumt , sich ganz genau darüber
zu vergewissern , wieviel solcher Kräfte in
ihren Reihen vorhanden sind . Wahrschein¬
lich würde eine systematische Nachfrage eine
ganze Reihe von Persönlichkeiten ergeben, die nicht nur
durchaus gewillt sind , als Beamte am Aufbau des neuen
Staates mitzuarbeiten , sondern auch über die jeweils da¬
zu erforderlichen Fähigkeiten verfügen .

Wenn bis heute nicht ein Jeder , dem eine freigewordene
Beamtenstelle angeboten wurde , darauf einging , so lag
das manchmal auch daran , daß der betreffende befürchten
mußte , unter die FuAel eines Berliner Geheimrats zu
kommen, der reaktionär bis in die Knochen ist und , von
den Gedankengängen des alten Systems erfüllt, , nur mit
solchen Beamten zu arbeiten wünscht, die seinen eige¬
nen Anschauungen entsprechen. Soll die Demokratisie¬
rung ihren Zweck erfüllen , dann müßte sie dementspre¬
chend auch möglich st weit oben beginnen .

Die Parteien des neuen Staates sollten
sich jedenfalls die Frage überlegen , in¬
wieweit sie praktisch imstande sind , einer
etwaigenNachfragenachgeeigneten Kräf¬
ten für freiwerdende Beamtenposten zu
genügen . Daß die Reaktion schon allein die Tatsache ,
daß wir diese ganze Angelegenheit mit Offenheit behan¬
deln , mit schärfster Opposition beantworten wird , ist vor¬
auszusehen . Denn noch sind es eben vielfach ihre
Leute und ihre Vertrauenspersonen , die sich in Stel¬
lungen befinden, in die sie nicht hineingehören . Die Op¬
position ist also durchaus zu verstehen . Aber der Kampf
wird dennoch durchgefochten werden müssen , wenn der
Staat die Absicht hat , sich jene Autorität zu sichern , dis
allein imstande ist , die Erfüllung der wichtigsten Aufgaben
unserer Zeit zu gewährleisten.

Der krsnzösiscbe Gebeim --
bericbt von 1917.

Konrad Haußmann gibt bei der Deutschen Verlagsgesell¬
schaft für Politik und Geschichte in .stst H. in Berlin einen Ge¬
heimbericht heraus , den die Oberleitung deS französische« Pro¬
pagandawesens in Paris im Februar 1917 cm ihre Propa¬
gandastellen erstattete . Wir lassen zunächst einige Auszüge
von diesem für unser Volk erschütternden Dokument folgen :

„Es mag paradox klingen, ist aber dennoch wahr , daß von
allen Gebieten der politischen Betätigung das der Propaganda
durch die Presse bisher am wenigsten ausgenutzt worden ist.
Unsererseits , wohlverstanden. Denn deutscherseits werden ,
wenn auch die Alldeutschen große Ungeschicklichkeiten begehen,
diese FeUer so weit als möglich durch eine pazifistische Propa -
g«Lda großen Stils wieder gutgemacht.

Bei uns nimmt man noch immer alles entgegen , was die
Deutschen uns geben . Man druckt ab, man übersetzt, man
propagiert mit den üblichen Mitteln der Nachrichtenverbrei¬
tung wahllos alles , was von ihnen kommt. Dabei ist es doch
so leicht, eine Grundregel ausßustellen. Alles, was von der,
deutschen Intelligenz , dem Kaiser , dem Kanzler und den links¬
stehenden Parteien ausgeht, und alles , was im allgemeinen
pazifistisch und gemäßigt ist, schadet uns und muß so viel wie
möglich unterdrückt werden. Dagegen wird alles , waS von
den Schreiern dem tobenden, barbarischen und abstoßenden
Deutschland ausgeht, zu einem Trumpf in unserer Hand , den
wir «ach Möglichkeit ausnützen müsse «.

Etwas schwieriger gestaltet sich die Beobachtung, sobald es
sich um die einflußreichste Partei des katholischen Zentrums
handelt . Diese gehört ihrem Programm nach weder zur Lin¬
ken noch zur Rechten, oder, wenn man will, beiden zugleich an .
Daher bietet sie vom Standpunkt unserer Propaganda gegen
Deutschland nur geringes Interesse . Man könnte Wohl Zen¬
trumsstimmen wiedergeben, die - en Ausfällen der „Post " und
der „Kreuzzeitung " entsprechen, aber viele einflußreiche Mit¬
glieder dieser Paftei find Anhänger der Politik der Regierung
und ebenso unglücklich wie diese über das Treiben der Fronde .
Im allgemeinen bedeutet das Zentrum , vo« unserem Stand¬
punkt aus gesehen , eher eine Gefahr , und seine Politik zeitigt
«ur wenig, was «ns nützt. Immerhin finden sich des öfteren
in gewissen Zentrumsblättern herzerquickende Ausfälle gegen
den Kanzler . Natürlich muh man derartige Artikel nach
Möglichkeit ausschlachten.

Folgende Gesichtspunkte kommen bei der öffeutliche» Propa¬
ganda in Frage : die politisch unmittelbar Beteiligten legen
vor allem Wert darauf , daß, wenn wir streng die Taktik be¬
folgen, nur die Stimmen - er Fronde auszuschlachten, wir
nicht a«S Versehe » die Henne töte«, die die goldenen Eier legt .
Wenn es alhu augenfällig würde, daß wir die Hetze gegen die
Politik des Kaisers und des Kanzlers als Trumpf in unserer
Hand betrachten, könnte diese Erkenntnis tatsächlich ein Nach¬
lassen der Energie der Fronde zur Folge haben . Das soll
nicht bestritten werden, trifft aber rächt den Kernpunkt der

Frage . Denn erstens ist der Vorteil , der uns aus der Taktik
erwächst, alles Schädliche zu unterdrücken, alles uns Nützliche
dagegen nach Möglichkeit auszuschlachten, zn groß, um nicht
alle sonstigen Bedenken aufzuwiegen . Ferner wäre es aber
für uns durchaus möglich , uns an dem B - rgrhe» der « lldeut-
schen unmittelbar zu beteiligen, indem wir unter einem deut¬
schen Pseudonym deutsch« Broschüren in neutralen Länder «
verbreite «, die ganz im Sinne der preußischen Frondeure de»
Kanzler und seine Politik angreifrn . ( ! !)

Da wir stets gut über das unterrichtet sind, was innerhalb
des Kreises der Frondeure vorgeht, da wir außerdem fortwäh -
rend durch die echten Veröffentlichungen der Fronde aus dem!
laufenden gehalten werden, könnten wir ohne allzu große
Schwierigkeiten und ohne Gefahr , entlarvt zu werden, den
Feinden des Kanzlers Vorschub leisten . Letzten Endes ist eS
doch nicht besonders schwer, in dem Stil jener anonymen Bro¬
schüren zu schreiben , welche im vergangenen Jahre Bethmann -
Politik angriffen . Man darf nun nicht vor irgendeiner Über¬
treibung , vor ungesunder Eigenliebe und eitler Anmaßung ,
noch vor dem Ausdruck barbarischer Gefühle gegenüber der
gesamten Menschheit zurückscheuen . Man muß erklären , daK
man die ganze Welt verschlingen , alles Nichtpreußische erwür¬
gen, den Handel des Erdballs zerstören, alle Länder, dir er¬
reichbar sind , brandschatzen und verwüsten, wehrlose BölkeH
wie Polen und Belgier vernichte « und ansrotten und danach
die Schweiz, Holland und schließlich Norwegen annektiere «
will . Man muß mit der größten Ironie und Verachtung vo»
den eigene» Verbündeten reden, die Annexion Österreichs kn»
Auge fassen, vermittels einer Union, die zum Vorteil deS
Stärkeren , also Deutschlands wäre . Man muh auf das unver¬
schämteste die österreichische Armee verspotten, Witzworte auf
ihre Kosten Prägen , sie so diel wie möglich ins Lächerlich «
ziehen , Hohngelächter anstimmen, wenn man von den Habs¬
burger « und ihren Generälen spricht , kurzum, man muß Toni
und Sprache der deutschen Chauvinisten genau nachahmeu.

Kürzlich hat man sich, als in einer intimen Zusammenkunft ,
von Radaupolitikern in Berlin die Sprache auf Österreich kam,
den köstlichen und echt preußischen Witz geleistet , daß die Do-
naumonarchie immerhin , einen gewissen Wert besitze, da sie
nach dem großen Endsiege als Kraftdünger dienen werde,
damit sich die preußische Blüte umso herrlicher entfalte .

In diesem ausgesucht höflichen Ton muß man vosi Öster¬
reich sprechen wenn man die Geistesprodukte der deutsche »
Frondeure täuschend nachahmen will.

Wie man sieht , wäre es nicht allzu schwierig, nötigenfalls
dem Vorgehen der deutschen Chauvinisten nachzuhelsen, falls
dieses Nachlassen sollte . Aber das steht nicht zu befürchten.
Nach jedem neuen Abschnitt des Krieges hat sich das Toben
der Chauvinisten immer nur verschlimmert, haben sich die Be¬
weise der Barbarei erneuert . Um sich die Bedeutung und Macht
der Frondeure vor Augen zu führen , genügt es übrigens , sich
die Ergebnisse zu vergegenwärtigen, die von ihnen auf dem
Gebiet der kaiserlichen Politik erzielt werden. Betrachtet man
die Pläne des Kanzlers im einzelnen, so wie sie ursprünglich
gedacht waren , und vergegenwärtigt man sich dann , WaS au »
ihnen durch die Einmischung der Fronde geworden ist , so steht
man , welche Lebenskraft in dieser Gruppe steckt, die zahlen ,
mäßig zwar nur sehr klein ist. deren Stärke aber in der Kraft
ihres Haffes und in der gänzlichen Abwesenheit jeder innere »
Kultur liegt, was zur Folge hat, daß sie blind vorgeht und
von keinen Gewissensbedenken, keinem Schamgefühl, keiner
Rücksicht , auf den eigenen Ruf , keiner Furcht vor Lächerlichkeit
zurückgehalten wird , wie ein Stier , der beim Anblick des roten
Tuches aufbrüllt , daß man es tausend Schritte im Umkreis
hört , und mit gesenktem Kaps und vorgestreckten Hörnern auf
den Feind losstürzt , der ihm am nächsten scheint, d. h . auf diq
gemäßigten und diplomatischen Deutschen .

Betrachten wir sie einmal näher , diese vermessenen und
Durchtriebenen Diplomaten , die sich mit weltumfassenden Plä¬
nen tragen , die bewundernswerte , scklau berechnete Projekte
schmieden, um das Weltall der Herrschaft des deutschen „ Über¬
menschen" zu unterwerfen . 'Spotten wir nicht über die
weitgesteckten Ziele . Ohne den „Untermenschen" , den chau¬
vinistischen deutschen Untermenschen, der uns so wertvolle
Hilfe leistet, hätte sich bereits mehr als eines dieser Ziele
verwirklicht . Er weiß Großes zu verhindern , dieser Bar -
baren -Untermensch. Er hat gewaltige Pläne umgestoßen, und
politischen Marschrouten , die auf das genaueste berechnet wa¬
ren , eine falsche Richtung gegeben. Er ist sehr stark. Der
kaiserliche Faust und der Mephisto der Wilhelmstraße haben
es an ihrem eigenen Leibe erfahren müssen und könnten
ein Lied davon fingen , wie er ihre besten Pläne vereitelt
hat . Man berichtet uns , daß ein Deutschland verbündeter
Diplomat in seiner Bestürzung über das von der deutschen
Fronde angerichtete politische Unheil ausgerufen habe : „Wir
haben beretts so vielen Völker « den Krieg erklärt , warum
erklären wir ihn nicht den Radaumachern im Innern , dte>
mehr Schaden verursachen, als alle die ander« zusammen ?^

Unverblümt werden die Kreise bezeichnet , auf die Frank¬
reichs Spione so große Hoffnungen setzten : „Die Konser¬
vativen und Ratiomalliberalen haben es mitten im Kriege
unternommen , den König und seine Regierung anzugreifen .
Seit langem kämpft Deutschland nicht allein gegen unsere
Armeen und gegen den Hunger , sondern auch gegen einen
dritten Feind : die organisierte innere Fronde . . . Es find!
nicht etwa die ausgehungerten Proletarier , die die Fahne deS
Aufruhrs erheben, sondern eine Gruppe von Funker « und In .
dustrielle «, unbedeutend aü Zahl, die nämlichen, die bis
zum Ausbruch des Kriegs alle politische Macht in Händen
hielten . . . . Die wirkliche und einzige Gefahr , die «ns
drohte , war diese Umwandlung des preußischen NngehSne'rSf
in «inen gesittete« und sozusagen gemäßigten Faktor , wie sie
her Kanzler mit unerhörter Kühnheit und einer Meisterschaft,
die erstaunlich ist, mitten im Kriege unternommen bat . . .
«Me geschickt Faust und Mephisto (Kaiser und Kanzler ) auch
immer sein mögen, bei der Entente werden sie doch niemand
mehr täuschen, was aber wirklich nicht unser Verdienst lst.
Aus ihrem eigenen Volke , aus Deutschlands eigenem Schoßg



erwächst das Hindernis , das jede Anstrengung der kaiser¬
lichen Politik vereitelt . Deutschland ist dabei, sich selbst den
Gnadenstoß zu geben. . . . Wir müssen uns mit der Vor¬
stellung durchdringen, daß die deutschen Konservativen und
Nationalliberalen in diesem Augenblick mächtige Verbün¬
dete für uns sind in demselben Sinne wie Pest und Chofträ
im feindlichen Lager zu wertvollen Bundesgenossen werden .
Wir können wohl die deutschen Soldaten in den Schützen¬
gräben bekämpfen, aber es standen uns keine Mittel zur Ver .
fügung , um das von Wilhelm dem Großmütigen und Beth-
mann dem Philosophen aus List und Lüge gesponnene Ge¬
webe zu zerreißen . Gerade diese Waffen liefern uns die
deutschen Frondeure . . . . Jedenfalls ist das Ansehen der
höchsten Gewalt in Deutschland im Schwinden begriffen , und
diejenigen , die zuerst dir Grundfesten der Regierung nntqr -
höhlt haben , sind die Konservative« und NationaMeralen ,
zusammen mit einigen alldeutschen Generälen . . . . Um die
Entschlossenheit der öffentlichen Meinung unseres Landes zu
erhalten , ist es unumgänglich , die Presse planmäßig mit
Nachrichten über die Kuichgebungen Hess Chauvinisten in,
Deutschland zu versorgen."

Das „Deutsche Bolksblatt", dem wir diese Dokumente ent¬
nehmen, bemerkt dazu :

„Tieferschüttert liest man diese Berichte nach dem Zusam¬
menbruch unseres Volkes und den Erfolg der Taktik unserer
Feinde . Jedem , der sein Vatrland liebte und ehrlich für
seine Erhaltung und seine Ehre stritt , muß es das Herz zu-
fammenkrampfen , ob des schauerlichen Anblicks in die chau¬
vinistischen Hetzen von hüben und drüben . Dieser Geheim¬
bericht ist aber eine erschütternde Rechtfertigung der Frie¬
denspolitik des Zentrums und des Mannes , der im Renchtal
erschossen wurde , Erzbergers . Dieser Bericht stammt aus dem
Februar 1917 . Und da wagten die Nationalisten , Erzberger
des Verrates deutscher Interessen wegen seiner vertraulichen
Aussprache im Mai 1917 im Reichsausschutz der Zentrums¬
partei in Frankfurt vorzuwerfen . Da wagten dieselben
Kreise, seine Friedensbemühungen als Verrat am Vaterland
zu brandmarken , sie , die jeden ehrlichen Werftänd-igungs -
wrllen und dessen Wirkung , auch den der Friedensresolution ,
zu sabotieren wußten . Nein , nur zu begreiflich ist seine
unermüdlich rastlose Tätigkeit für den Frieden . Denn er
kannte das Ausland und die Wirkung der alldeutschen PrVs
paganda auf die öffentliche Meinung in der Entente ustd in
der Welt . UnA diese Kreise treten als die steten Nörgler
und Kritiker an den übermenschlichen Anstrengungen ver¬
antwortungsbewußter Männer um den Wiederaufbau des
Vaterlandes auf . Diese gebärden sich als die alleinigen
Pächter des Deutschtums . Aller Chauvinismus muß sich
rächen. Auch der französische wird seinem Volke keinen
Segen bringen . Das deutsche Volk aber wird hie chauvini¬
stischen Neinsagepokitiker wieder erneut erkennen und abzu¬
schütteln wissen . Denn bereits sucht der französische Chau¬
vinismus aus dem Mord von Griesbach und der Kampfansage
der Chauvinisten in Deutschland erneut Kapital zu schlagen .

"

DolitLscke Neuigkeiten.
Vayern und das Neicd .

München, 20. Sept . Die Bayerische Bolkspartei hat st, ihrer
heutigen Sitzung zum Ministerpräsidenten Herrn Spingl no¬
miniert . Spingl ist Staatssekretär im Reichspostministerium,
Abteilung Bayern . Er war früher Oberpostdirektor in Lands¬
hut , dann im bayerischen Verkehrsministerium Oberregie¬
rungsrat und Personalreferent . Also hat die Bayerische
Volkspartei wieder auf einen Beamten » der im Verkehrs,
m .r sterium übrigens sehr beliebt war , sich geeinigt. Morgen
nachmittag dürste er nach Verabredung mit den einzelnen,
Koalitionsparteien die Minister ernennen , nachdem er selber
formal vom Landtag erwählt ist . Mit dem Ausscheiden des
Deutschnationalen aus der Koalition dürfte wohl zu rechneu
sein. (Neue Bad . Landesztg .)

München, 20 . Sept . Bei den gestrigem Beratungen der
LaudtagSparteie « wurde der Konflikt mit der Reichsregierung
eingehend erörtert . Dabei kamen vor allem die inoffiziellen
Verhandlungen zur Sprache, die in den letzten Tagen zwischen
den Vertretern der bayerischen Parteien und der Reichsregie¬
rung stattgefunden hoben. Es wurde der Wunsch laut , die
Verhandlungen nach Bildung der neuen Regierung sofort
amtlich wieder aufznnehmen .

Berlin , 20 . Sept . Aus parlamentarischen Kreisen erfährt
das „Verl . Tageblatt ", daß Mitte voriger Woche mehrere
hervorragende Mitglieder des bayerischen Landtages in Ber¬
lin eintrafen , um die unterbrochenen Verhandlungen inoffi¬
ziell wieder aufzunehwen . In einer Besprechung mit dem
Reichskanzler wurde mb Verordnung des Reichspräsidenten,
sowie die Aufhebung des Ausnahmezustandes in Bayern er¬
örtert . Vor allem handelt eS sich darum , einen Weg zu sin-
den, der zu weiteren offiziellen Verhandlungen führen soll.
Bei dieser Besprechung betonte der Reichskanzler nochmals,
daß die bayerischen Gegenvorschläge in ihrer jetzigen Form
eine Ausschaltung des Reiches bedeuten und deshalb nicht
annehmbar erschienen. Andererseits erklärte der Reichskanz¬
ler seine Bereitschaft, um neue Vorschläge Bayerns zu erör¬
tern . Die bayerischen Politiker haben darauf Berlin am
Samstag wieder verlassen.

Aufhebung der Sanktionen .
London, 20. Sept . Wie das Büro Reuter erfährt , wird da¬

mit gerechnet, daß die deutsche Regierung die Entscheidung des
Obersten Rates , wonach eine Kommission eingesetzt werden soll,
um di« Gewährung von Einfuhrlizenzen durch Deutschland zu
bewachen , loyal anzunehmen beabsichtigt . Es ist zu hoffen,
daß die ganze Frage binnen kurzem geklärt sein wird, und daß
die wirtschaftlichen Sanktionen demzufolge aufgehoben werden.
Die einzig noch offenstehende Frage betrifft den Punkt , ob die
interalliierte Organisation die Eigenschaft eines Beobachter»
haben soll, um über die Einfuhrlizenzen zu wachen und über
jede unbillige und unterschiedliche Behandlung an die alliier¬
ten Regierungen zum Zwecke einer notwendig werdenden Aktion
zu berichten, oder öb sie eine Körperschaft sein soll, die bevoll¬
mächtigt ist, gegen die Genehmigung von Lizenzen Einspruch
zu erheben. Britische Kreise find für die erstgenannte Auffas.
sung.

Dazu wird von deutscher Seite gesagt:
Diese Reutermeldung bestätigt das , was bisher über len

deutschen Standpunkt in dieser Angelegenheit bekannt gewor¬
den ist. Die deutsche Regierung ist bereit , eine Kommission mit¬
zubilden und anzuerkennen , der es obliegen soll, die sogenann¬
ten Diskriminationen zu Prüfen , d. h. darüber zu wachen , daß
kein Land gegenüber einem anderen Lande in der Einfuhrrege ,
lung benachteiligt wird . Sie wendet sich jedoch — und dieser
Standpunkt wird nach dieser Reutermeldung von der englischen
Regierung geteilt — gegen jede weiteren Befugnisse der Kon».
Mission , in der ein Eingriff gegen die deutsche Wirtschaftsfrei¬
heit erblickt werden müßte .

London, 20. Sept . Der Manchester Guardian wendet sich
Leute scharf gegen die Bufrechterhaltung der wirtschaftlichen

Sanktionen im Rheinlande , wie diese durch eine französische
Note vor einigen Tagen bekannt gegeben wurde . Das Matt
meint : Der Termin , bis Deutschland Beweise seines guten
Willens gegeben hätte , wäre ein sehr verkehrter, und sagt dann :
Dieser Beschluß ist ein sehr unglücklicher , erstens, weil er ein
klar gegebenes Versprechen bricht , und zweitens die Sicherhei¬
ten , die die Sanktionen darstellen , in keinem Verhältnis zu den
Lasten stehen , die sie zurzeit auferlegen .

Der Oberste Rat hatte beschlossen, daß die Sanktionen aut
18. Sept . aufgehoben werden sollten, wenn die am 31 . Aug. fäl¬
lige Goldmilliarde bezahlt worden wäre . Zu gleicher Zeit sollte
eine interalliierte Kommission im Rheinland eingesetzt werden»
die mit den deutschen Behörden gemeinsam den Handel von und
nach Deutschland kontrollieren sollte . Der deutschen Regierung
war dieser Beschluß am 14. August mitgeteilt worden. Aber
was ist seitdem geschehen ? Die Goldmilliarde wurde pünktlich
bzahlt ; gegen die einzusetzende Kommission machte die deutsche
Regierung einige Einwendungen , die kaum getadelt werden
können, denn bis jetzt haben die interalliierten Behörden, die
den deutschen Handel kontrollieren sollten, meist nur den Export
von verschiedenen Luxusartikeln aus ihren eigenen Ländern
begünstigt und nur wenig dazu getan , mn Deutschland zu sei¬
nem wirtschaftliche« Gleichgewicht wieder zu verhelfen, wie es
zur Aufrechterhaltung des Vertrages unbedingt erforderlich ist.

Aber immerhin , durch frendschaftliche Diskussion wäre man
zu einer Verständigung über die geplante Handelskommission
gekommen. Trotzdem hält die französische Regierung , die mit
dieser Forderung allein dasteht, an der Beibehaltung der Sank¬
tionen fest . Der belgische Außenminister Jaspar , der gerade
von einer Reise nach dem Rheinland zurückgekehrt ist, hat über
die durch die Sanktionen angerichteten Schäden berichtet und
darüber , wie schwer die Wirtschaft Deutschlands durch das
katastrophale Fallen der Mark sei . Aber noch ein anderer und
wichtigerer Grad spricht gegen die Haltung des Obersten Ra¬
tes» nämlich die neuen Anstrengungen der deutschen Reaktion»
um zur Macht zu gelangen . Nach der Ermordung ErzbergerS
schrieb Gavain im Journal des Debats , wenn seine Landsleute
Frieden wünschten, so sollen sie ihre Freunde unter der demo¬
kratischen und arbeitenden Bevölkerung suchen . Jedoch schwächt
der Oberste Rat die demokratische Regierung in Deutschland,
die gegen ihre eigenen und gegen unsere militärischen Gegner
einen schweren Stand hat, und damit die friedlichen und auf¬
bauenden Kräfte des Landes .

Tum Artikel IS der IKeicdsverkassung.
Zur Frage der Abstimmungen über Gebietsveränderungen

innerhalb des Reiches geht der „Deutschen Allgemeinen Zei¬
tung " von amtlicher Seite folgende Darstellung zu :

Die vom Reichsminister des Innern mit den Reichstags¬
fraktionen über den Vollzug des Artikels 18 der Reichsver¬
fassung geführten Verhandlungen haben zu dem Ergebnis
geführt , daß die Sozialdemokratische Partei , die Demokratische
Partei , die Zentrumspartei , die Deutschnationale Volkspartei,
die Deutsche Volkspartei, die Unabhängige Sozialdemokratische
Parei erklärt haben, mit Rücksicht auf die außenpolitische Lage
alle Bestrebungen zur Herbeiführung von Abstimmungen über
die Abtretunug größerer Gebietsteile von einzelnen Ländern
für mindestens ein Jahr unterlassen zu « ollen. Die Bayerisch«
Bolkspartei ist der Erklärung nicht beigetreten , da sie ihr zu
weit zu gehen scheint . Die Deutsch-Hannoveranische Partei hat
folgende Erklärung abgegeben: „Die Partei ist nicht in der
Lage, eine Erklärung in dieser Fassung abgeben zu können.
Sie lehnt eine zeitlich befristete Verschiebung der Abstimmung
ab, sie wird aber eine Abstimmung im Lande Hannover so
lange nicht herbeiführen , als die Entscheidung des Feindbundes
über das Schicksal Oberschlesiens nicht gefallen ist. Getreu
ihren Traditionen macht sie die deutschen Interessen zur Richt¬
schnur ihres Handelns . Nach Erledigung der oberschlesischen
Frage verlangt sie die soforige Veröffentlichung der AuSfüh-
runsbestimmungen zu Artikel 18 der ReichSverfaffung und
die Erklärung der Reichsregierung , daß der verfassungsmäßig
gewährleisteten Abstimmung im Lande Hannover Hindernisse
nicht mehr im Wege stehen."

»
Berlin , 20. Sept . Für den Staatssekretär a. D . Graf

Rödern, hat den Vorsitz der Zentralstelle für die Gliederung
des deutschen Reiches auf Ersuchen des Reichsministers des
Innern Reichsminister a . D . Koch übernommen .

Sozialdemokratischer Parteitag .
Görlitz, 20. Sept . In der heutigen Sitzung betonte Her¬

mann Müller nochmals die Notwendigkeit, der Republik gegen¬
über eine andere StaatSgesinnung an den Tag zu legen, als
gegenüber dem allen Obrigkeitsstäat . Gewisse Parteitagsredner
sollten endlich ihre Manuskripte aus jener alten Zeit verbren¬
nen . An der Deutschen Bolkspartei hätten sich übrigens in
der letzten Zeit noch gewisse Besserungen gezeigt ; insbesondere
soll man sich hüten , Stinnes , der gewiß kein Politiker sei , znm
schwarzen Mann zu machen . Wenn man sage, im Falle der
Koalition werde die Deutsche Volkspartei ihre Wähler oder
die Gunst des Großkapitals verlieren , so brauche die Sozial¬
demokratie sich doch nicht um das Schicksal der Volkspartei zu
kümmern.

Eduard Brrnststein warf die Frage auf , was geschehen
werde, wenn man der Parteileitung die Freiheit der Entschlie¬
ßung nehmen werde. Die Folge werde sein, daß man in
Preußen nicht in die Regierung hinein und im Reiche aus der
Regierung herauskäme . Die Wirkungen solcher Entwicklung
aber würden katastrophal sein, nicht nur für unser« innere ,
sondern auch für die ganze äußere Politik .

Reichsminister a . D . Köster wies auf die emineitte außen¬
politische Bedeutung der Mobilisierung der Republik und auf
di« Notwendigkeit hin , zwischen dem größeren und kleineren
Übel zu wählen , zugleich aber gewisse „negative" Kräfte in der
Deutschen Volkspartei zu binden und festzulegen, auch schon
im Hinblick auf die später doch einmal zu erwartenden Kämpfe
mit dem Zentrum .

Otto Braun erklärte sich angenehm enttäuscht durch den ge¬
ringen Widerstand , den die Resolution gefunden . Es handle
sich um - ie Umstellung der Partei von einer rein agitierenden
zu einer regierenden . Dabei sittd wir nicht in der Lage, IlnS
einen Partner auszusuchen, wir müssen den annehmen , der
uns durch das Wahlergebnis aufgezwungen wird . Es kommt
auch nicht darauf an, wie viele Sitze wir in einem Kabinett
haben , sondern welches Reffort wir haben und welchen Mann
an dieser Stelle .

Als letzter Redner sprach noch Severing für die Resolution .
Es gelte nicht nur . den Kopf klar zu halten , sondern auch Was.
fen zu bekommen. Die legale« Waffe» der Republik sind
Reichswehr und Polizei .

Bor der Mittagspause konnte noch Franz Krüger das Schluß¬
wort sprechen . Die Abstimmung, die namentlich sein wird,
wurde für nachmittags vertagt .

Zu seinem Referat über die Wirkungen des Bersailler Frie¬
dens hat Hermann Müller eine Resolution eingebracht, in
der es u . a . heißt :

Die wirlfchaftHchen und finanziellen Bestimmungen de»
! Gorsailler Vertrages haben die Wiederkehr normaler welt¬

wirtschaftlicher Beziehungen ver- iudert . Die Gesundung deü
europäischen Wirtschaft hat die Mitarbeit der aufbaubereiten
Kreise aller Länder zur Voraussetzung . Die deutsche Sozial -
demorkatie war zu dieser Mitarbeit stets bereit und hat ins .
besondere alles getan, um einen schleunigen Wiederaufbau dev
zerstörten Gebiete Nordfrankreichs und Belgiens nach besten ,
Kräften zu fördern . Die dem deutschen Volk durch den Ver-
sailler Vertwy auferlegte Gesamtlast ist aber auf die Tauer ;
unerträglich , denn die Schäden des Weltkrieges find so unge^
heuerlich. Laß sie von einem Volk allein nicht repariert wer,
den können. ,

Die Lage der Arbeiterklasse in den Siegerstaaten , den neu¬
tralen Ländern und den Ländern der Besiegten fordert glei¬
chermaßen gebieterisch die Revision des Versailler Vertrages ,
Bior allem aber ist eine schleunige , aus das Ergebnis der süy
Deutschland günstigen Abstimmung gegründete Entscheidung
über das für Deutschland lebenswichtige oberschlesische Indio ,
striegebiet erforderlich. Ferner muß die sofortige Aufhebung
der völkerrechtswidrigen, überdies auch dem Versailler Ver,
trag widersprechenden militärischen und wirtschaftlichen Sank ,
tionen im Westen gefordert werden. Die deutsche Sozialdemo¬
kratie ist gewillt , mit allen Mitteln die Reakton niederzuhal -
ten und die Republik gegen jeden Ansturm zu sichern . Sie wird
dafür sorgen, daß der Reaktion durch eine fortschreitende De-
mokratifierung des gesamten staatlichen und öffentlichen Le-
bens das Handwerk gelegt wird, denn das Treiben der deut,
scheu Nationalisten schädigen das Ansehen des neuen Deutschland!
in der ganzen Welt und lähmt im Auslande die Arbeit der
Freunde der Revision des Friedensvertrages .

Die Nachmittagssitzurig am Dienstag begann mit der Ab»
stimmung über die Resolutton zur Regierungsbildung . Dis
Entschließung wurde, wie nicht anders zu erwarten war , mit!
riesiger Mehrheit — 290 gegen 67 Stimmen — angenommen .

Angenommen wurden weiter Entschließungen, die sich gegen
die Vergewaltigung Georgiens durch Sowjetrußland und ge¬
gen die Reaktion in Ungarn richteten und endlich eine Resolu¬
tion gegen Arbeitsgemeinschaften und Freikorps . Die Antrags
auf die schleunige Einigung mit der U . S . P ., über die bei die¬
ser Gelegenheit gleichfalls abgestimmt wurde, fielen unter den
Tisch . '

Der Parteitag nahm die wichtigste Entschließung der Gör-
litzer Tagung (also die über die Regierungsbildung ) wie etwa»
Erwartetes und Selbstverständliches hin . Die Verkündung
des Ergebnisses ries kaum irgendwelche Bewegung hervor.
Nachher hatte man sogar den Eindruck, als ob das Interesse
an dem Parteitag nun eigentlich überhaupt schon erschöpft sei-
Jedenfalls hörte auf den Bericht des Abgeordneten Hoch über
die Tätigkeit der ReichstagsfrMion kaum noch jemand hin.
Hoch ging besonders ausführlich auf die wirtschaftlichen Fra¬
gen eiki. Er fürchtet einen starken Rückgang unserer Wirt¬
schaft , insbesondere auch unseres Exportes . Die letzte Leipzi¬
ger Messe habe schon mit einem völligen Mißerfolg geendet.
Vielleicht werde bald die Zeit kommen, daß die Koalition , für
die man sich eben grundsätzlich ausgesprochen, gar nicht mehr,
möglich oder auch gar nicht mehr nötig sei, da doch alles i»
Grund und Boden gewirtschaftet sein werde.

Vor allen Dingen kritisierte Hoch den Vorschlag der Indu¬
strie die nötigen Goldmilliarden hrrbeizuschaffrn . Wahrschein- '
lich werde man dafür Zugeständnisse, fei es auf dem Gebiets»
der Besteuerung» sei es auf dem der Sozialisierung , forder«.'
Dabei habe die Sozialdemokratie gegenüber der Industrie schon
bisher nicht das Mindeste erreicht. Möglicherweise laufe der
ganze Vorschlag nur auf die Absicht hinaus , die gehamsterten
Devisen mit Gewinn an die Regierung wieder los zu werden.

'Dem Unfug an der Börte müsse endlich gesteuert werden.
Auf solche Betrachtungen ließ dann Hoch den eigentlichen

Fraktionsbericht folgen. Über die Teuerung sprach er eben¬
falls schon, so daß dem ersten Sonderberichterstatter Georg
Schmidt vom Landarbeiterverband nur noch übrig blieb, über
landwirtschaftliche und Ernährungsfragen einiges zu sagen.

Die anderen Sonderreferate (Keil über die Steuern , Reichs-
Minister Robert Schmidt über die allgemeine Lage unserer
Wirtschaft, Professor Radbruch über Fustizsvigen ) kommen erst
Mittwoch an di« Reihe. .

Die Resolution Keil zur Steuerfrage stellt folgende Forde¬
rungen auf : j

Dem Finanzelend kann nur erfolgreich gesteuert werden
durch Verminderung des Notenumlaufes , Festigung l es Mark -
kurses und Herstellung des Weichgewichts im ReichShaushatt.
Die bisherige Steuergesetzgebung konnte diesem Ziel nicht
näher kommen , weil sie den Wertverschiebuuqen, die die Geld¬
entwertung in den Einkommens - und Vermüg nisverhältmssen
herbeiführte , nicht Rechnung getragen , .ne Lohn- und Gelwils ,
einkommen und die Rentenerträge aus den entwerteten fest
verzinslichen Kapitalien überlastet , die großen Vermögen und
Einkommen in Industrie , Handel und Landwirtsch ' ft geichcnt
und damit nicht nur die Kluft zwischen der Lebenshaltung der
breiten Massen und der im Überfluß lebenden Oberschicht ver¬
breitert , sondern auch zur Vermehrung der Kosten .er öffent¬
lichen Verwaltung , zur Steigerung der Papiergeldflut und zur
weiteren Entwertung der Mark beigetragen hat . Sie hat die
von dem Heer der Spekulanten und Wucherer zusammenge¬
rafften Vermögen nur zum kleinen Teil , die ins Ausland ver¬
brachten überhaupt nicht zu erfassen vermocht. Neben der Wei¬
terbildung der Besitzsteuergesetzgebung , die den Wertverschie-
bungen Rechnung tragen und inbesondere auf die Beschrän¬
kung des verschwenderischen Überverbrauchs gerichtet sein;
muß und ihrer scharfen Durchführung müssen die Sachver¬
mögen für die Beseitigung der Finanznot in Anspruch gei
nommen werden.

Wadiscke Webersickt.
Vsdiscber Landtag .

Dem Landtag ging eine Reihe Gesuche zu . Zahlreich«
Petitionen betreffend die Ortsklaffrneiuteilung , das WohnungS»
abgabegesrtz und das GrundstückSsperrgesetz . Weiter liegen
Gesuche der Vereinigung der Sekretariatsvorsteher der Grund¬
buchämter der Städteordnungsstädte Badens , die Bereinfa »
chung de» BerfahrenS bei den Gemeindegruudbnchämteru betr . ;
des Laiü >eSverbands des Bundes deutscher Militäranwärter
Karlsruhe mit Entschließung des Kasseler Bundestages 1921
wegen Gleichstellung der Militäranwärter mit den Beamte »
auS anderen Herkunftskroisen ; des badischen Lehrerbundes ,
die Neuregelung der Teuerungszulagen für außerplanmäßige
Beamte und Beamtinnen (hier Lehrer und Lehrerinnen ) betr . ;
den Übergang der bisher in Baden bestehenden orthopädische»
Werkstätten an eine Berliner Gesellschaft m. b . H. betr . ; der
Handwerkskammer Freiburg i . B . Antrag zum Schutze der
badischen Chirurgie -Mechaniker und der badischen Orthopädie -
Schuhmachermeister betr. Ferner gingen ein Petitionen von
Zicgenzuchtvereinen um Unterstützung zur Beschaffung von
Kraftfuttermitteln ; der VersorgungSkranken des Versorgungs¬
krankenhauses Müllheim i . B . wegen Regelung des Tasch«»» ^
gelbes der VersorgungSkranken; des Gemeinderars und der
Baugenossenschaften Welschneureut um Gewährung staatliche« .
Bauda riehen für die Bauperiode 1920 .



/ Von der badischen Zahnärztekammer ging ein Schreiben ein,
«Worin sie ihr Gesuch vom 28 . April 1921 betr . Aufhebung der
iMrordnung des Ministeriums des Innern vom 29 . März 1920
WvBÄeht . Der Zentralverband der Gemeindebeamten peti-

Wmiert bezüglich dem Vollzug des Gesetzes vom 9. Juni 1920 ,
Besoldung der Gemeinde- und Körperschaftsbqamten hier

We neue Hemeindeordnung betr .

Die Mobnabgabe
Wldehk den Hauptberatungsstvff der gestrigen Verhandlungen

KaushaltSausschuffeS. Aber auch der sogen. Bau -
!» « schutzkredit in Höhe vor» 210 Millionen M . gab noch

längerer Aussprache begründete Veranlassung , da ein Mit -
^Hked Zer Kommission mit der Auffassung hervortrat , eS ge-
^Wkgten für die Zuschüsse an die Bauenden auch etwa 130

Millionen . ES wurde aber auf das furchtbare Wohnungs -

Mend in Baden , nicht nur der Großstädte , sondern auch

Dpiaerer Städte und vor allem der JnKustriegemeinden hin-

HMviesen, so Latz dieser Redner seine Bedenken zurückstellte
-Mid die 210 Millionen einstimmige Bewilligung erfuhren .

Das Ministerium des Innern legte eine ziffernmäßige

Mrchweisung über die Leistungen der einzelnen Gemeinden

Mr den Wohnungsbau vor . Daraus waren große Unter¬

schiede über die ausgebrachten Summen zu konstatieren .
Manche Städte haben recht hohe Aufwendungen für den
Neubau von Wohnungen ! gemacht, verschiedene Gemeinden

find aber in der ministeriellen Nachweisung mit sehr ge¬
kringen Summen vertreten . Darin sollen die in der Mohn -

iadgabe-Vorlage vorgesehenen Wohnungsverbände
: pine Änderung bringen .

Am allgemeinen ist man auch in Baden den Anforderungen
Des Reichs hinsichtlich der Zahl der zu erstellenden Wohnun¬
gen durchaus nachgekommen. Am vorigen Jahre wurden

>D686 Wohnungen , bis August d. I . 2919, fertiggestellt , während
ptwa 5000 neu zu errichtende Wohnungen auf Baden entfallen .

An einigen Paragraphen wurden noch Änderungen vorge-
'
pommen und hierauf den beiden Gesetzen zugestimmt . Diese

Hinderungen lauten :
- Zusatz zu 8 1 , Ws . 1 : „Maßgebend für die Erhebung Lev

.HKohnabgabe ist der Steuerwert , mit dem das Grundstück zur
Paatlichen Vermögenssteuer nach dem Stand vom 1 . April
ZV14 veranlagt war oder veranlagt worden wäre , wenn es

Damals zu dieser Steuer zu veranlagen gewesen wäre .
"

's !Als Abs . 2 ist im 8 1 einzuschalten : „Gebäude des Reiches,
Her Länder , Gemeinden oder anderer öffentlichrechtlicher Kör¬

perschaften sind nur im Rahmen des 8 3 des Reichsgesetzes
pon der Wohnabgabe befreit . Soweit Gebäude oder Ge -

Däudeteile abgabepflichtig sind, ist der Steuerwert maßgebend .
Ĥnit dem das Grundstück zur staatlichen Vermögenssteuer nach
sihem StanZ vom 1. April 1914 veranlagt war oder veranlagt
' worden wäre , wenn es vermögenssteuerpflichtig gewesen
wäre .

"
Dem 8 1 Abs . 3 ist beizufügen : „Entsteht zwischen dem Er -

Hrtzberechtigten und dem Ersatzpflichtigen Streit über die Höhe
>»es Ersatzbetrags , oder verweigert der Ersatzpflichtige die Zah¬
lung des Ersatzbetrags , so entscheidet auf Antrag eines der

Beteiligten endgültig das Mieteinigungsamt . Verweigert der

. Mrsatzpslichttge den Ersatz, so wird auf Antrag des Ersatz¬
berechtigten der vom Mieteinigungsamt festgestellte Ersatz -

betrag nach den Vorschriften über die Beitreibung von Ge-

jmeindeäbgaben beigetrieben . Ist der Ersatzanspruch nach¬
weisbar ganz oder teilweise nicht beibringlich , so kann der

Mrsatzberechtigte insoweit den Rückersatz der von chm ent-

, Dichteten Abgabe verlangen ." Dieser letztere Absatz soll Strei -
^
jtigkeiten zwischen Hausbesitzern und Mietern Vorbeugen.

"

Bezüglich des Zeitbeginns der Wohnabgabe
wurde bestimmt : „Die Wohnabgabe wird vom 1. Okto¬
ber 1921 ab erhoben . Sie ist je zur Hälfte am 1 . April und

Oktober jeden Jahres , erstmals am 1 . April 1922,

^sällig ."

Berichtigung. In dem Bericht unseres parlamentarischen
Mitarbeiters über die Erörterung der Wohnungsfrage im

!Eaushaltsausschuß des Landtags muß es statt Äbg. Close(Soz -)
Mba. Hahn (Soz .) heißen.

Lur kommenden Landlsgswabl .
' Das badische Landtagswahlgesetz teilt bekanntlich das ganze
Band in 7 Wahlkreise, wovon der erste Wahlkreis die Kreise
Konstanz und Villingen umfaßt , der zweite die Kreise Walds -
Hut und Lörrach, der dritte den Kreis Freiburg i . B ., der vierte
die Kreise Offenburg und Baden -Baden oder die Ämter : Kehl,

' Lahr , Oberkirch, Offenburg , Wolfach, Achern , Baden -Baden ,
Bühl und Rastatt , der fünfte Wahlkreis umfaßt den Kreis
Karlsruhe oder die Ämter : Breiten , Bruchsal, Durjach , Ett¬

lingen , Karlsruhe u. Pforzheim , der sechste den Kreis Mann -
: Heim und der siebente die Kreise Heidelberg und Mosbach.

Wahlvorschlag der Zentrumspartei des vierten Wahlkreises
zur Landtagswahl : 1 . Trunk , Gustav, Rechtsanwalt , zurzeit
Staatspräsident und Justizminister in Karlsruhe , 2. Seubert ,

' Rudolf, Stationsvorstand , Kippenheim, 3 . Baumgartner , Eugen ,
Dr . jr . et Phil ., Ministerialrat in Karlsruhe , 4. Rüger , Richard,
Laudgerichtsrat in Offenburg , 5. Engelhard , Josef , Bürger -
Meister und Landwirt in Nußbach i . B . , 6. Ziegelmaier , Anton ,
Krankenkassenverwalter in Oberkirch, 7 . Röckel, Wilhelm ,
Stadtpfarrer in Bühl (Stadt ), 8. Peter , Karl , Professor in Ra -
stau , 9. Pfeiffer , Johann , Stadtrat und Druckereibesitzer in
Baden -Baden , 10. Graf , Friedrich, Blechnermeister und Kreis¬
abgeordneter in Achern , 11 . Weißer , Wilhelm , Notar in Lahr ,
72. Waltersbacher , Bernhard , Landwirt und Gemeinderat in
Ottenhofen , 13. Schwarz, Karl , Postinspektor in Offcnburg ,
14 . Keller. Fridolin . Gemeinderat und Eisenbahnsekretär in
Kehl, 15. Kuhn, Johanna , Hauptlehrerin in Rastatt , 16. Held,
Georg , Steinarbeiter in Steinach , 17 . Elble , Georg , Lokomotiv¬
führer in Offenburg . 18. Benz, Aloys, Bürgermeister und
Landwirt in Kuhbach , 19. Klumpp, Anton , Bürgermeister und
Landwirt in Reichental, 20. Singler , Jakob , Gewerkfchafls-
sekretär in Seelbach bei Lahr .

»
D2 . Die Deutsche Bolkspartei hat im sechsten Landtags .

Wahlkreis folgende Kandidaten ausgestellt : 1 . Geheimrat
Waasck-e-Neckargemünd, 2. Landwirt und Wagnermeister Brix -
Wer -Brühl , 3 . Handelskammersyndikus Dr . Ulm-Mamcheim»

Frl . Dr . Bernahs -Mo^ nheim (Vorsteherin der soz. Frauen »

schule), 5 . Hauptlehrer und Stadtverordneter Laos -Mann¬
heim, 6 . Architekt Ludwig jun .-Mannheim .

V2 . Zu den Landtagswahlen gibt der Berbandsausfchutz des
Verbandes badischer landwirtschaftlicher Genossenschaften be¬
kannt : „Unsere Abmachungen mit dem Landbundc , die sich auf
das genossenschaftliche Warengeschäft beziehen, hindern den
Landbund nicht , dre wirtschaftspolitischen StandMinteressen
der Bauernschaft auf die von ihm für gut befundene L5eise zu
vertreten . Andererseits ändert der Beschluß des Landbundes ,
sich an den kommenden Landtaggswahlen zu beteiligen , nichts
an der vom Verbände feftzuhaltenden Richtlinie absoluter und
striktester Neutralität .

"
»

1)2 . Landtagsabgeordneter Bürgermeister Neck von Eggen¬
stein ist an Stelle des verstorbenen Okonomierates Saenger -
Diersheim , einstimmig zum Präsidenten des BerbandrS Bad.
Landwirtschaftlicher Genossenschaften ^. Karlsruhe , gewählt.
Erster Stellvertreter Okonomierat Schüttenhelm -Hochburg,
zweiter Landwirt Westrrmann -Muggensturm .

* Der erste Landtag der Republik Baden. Unter diesem Titel
ließ Redakteur S . Grüuebanm -Karlsruhe in einer Reihe so¬
zialdemokratischer Blätter eine Serie von Artikeln erscheinen,
die sich mit der Geschichte und der Tätigkeit der am 5. Januar
1919 gewählten ersten Volksvertetung der badischen Republik
befassen. Die übersichtlich gegliederte, sorgfältige und fleißige
Arbeit, ist nunmehr auch als Sonderdruck erschienen. Sie ist
interessant und lehrreich auch für den , der nicht auf dem sozial¬
demokratischen Parteistandpunkt des Verfassers steht.

Schwere Lxplosionskatastropbe in den
Analinwerken Ludwigsbaken a. Nb.

Eine erschütternde, unser menschliches LMgefühl bis in
seine tiefsten Tiefen aufrührende Nachricht kommt aus Mann¬
heim. Infolge einer furchtbaren Explosion find mehr als
tausend Menschen umgekommen. Die erste Nachricht hat fol¬
gender ^ niederschmetternden Wortlaut :

MTB . Karlsruhe , 21. Sept . Heute vormittag )48 Uhr
ist ein Hochofen der Badischen Anilinwerke Ludwigshafen
a. Rh.» der sich in Oppau (Reg . -Wez . Frankenthal ) befindet ,
in die Luft geflogen. Die Explosion erfaßte sofort zwei wei¬
tere Oefen, die gleichfalls mit fürchterlicher, bis Heidelberg
und Frankfurt hörbarer Detonation barsten . In weitem Um¬
kreise sind die Fensterscheiben zersprungen und am Platze
selbst der Materialschaden ungeheuer . Es geht das Gerücht ,
daß 700 Menschen den Tod gefunden hätte ««. Die Männhei .
mer Spitäler sollen mit Verwundeten überfüllt sein . Wie
verlautet , sind auch die Hafenanlagen Mannheims in Mit¬
leidenschaft gezogen. Näheres über das Unglück konnte noch
nicht in Erfahrung gebracht werden, da das Mannheimer Tele¬
graphenamt und wohl auch andere Ämter der Umgebung we¬
gen Störung den Betrieb eingestellt haben.

Der badische Finanzminister ist in Begleitung des zuständi¬
gen Referenten nach Mannheim abgereist. — Von pfälzischer
Seite wurde Baden um Sanitätspersonal und Verbandmate¬
rial angegangen . Dem Ersuchen ist selbstverständlich Folge
gegeben worden. »

Nach den neuesten Meldungen soll die Zahl der Toten -über
1M0 betrogen.

Ikurze Nachrichten aus Kaden .
V2 . Freiburg , 17. Sept . (KuappschaftsberufSgenoffenschaft) .

Die Knappjchastsberufsgenoffenschaft für das deutsche Reich
hielt heute hier ihre ordentliche Genoffenschaftsoersammilung
ab, die von Generaldirektor Bergrat Kleine in Dortmund ge-
leitet wurde und von 120 Vertretern des deutschen Bergbaues
besucht war . Der Vorsitzende wies beim Vortrag des Verwal¬
tungsberichtes für das Jahr 1920 darauf hin , daß sich im ver¬
flossenen Jahr die entschädigungspflichtigen Unfälle erfreuli¬
cherweise bedeutend verringert hätten . Auf Antrag des Ge-
nofsenschaftsvorstandes genehmigte die Versammlung für ein
Dienstgebäude und zum Bau von Beamtenhäusern für dis
Sektion I Bonn die Hergabe eines Darlehens von 2 100 000 M .
aus der Rücklage und zum Bau von Beamtenwohnungen im
Bezirk der Sektion II in Bochum ein solches von 1260 000 M.
Infolge der vom Genossenschaftsvorstandbeschlossenen Mitwir¬
kung von Vcrsichertenvertretern bei der Rentenfeststellung und
aus Anlaß der neuen gesetzlichen Vorschriften über die Ver¬
sicherungspflicht und über die Drittelungsgrenze , war eine
Änderung der Satzung notwendig geworden. Der vom Ge¬
nossenschaftsvorstandVvrgeschlagene Nachtragsentwurf zur Sat¬
zung fand die Zustimmung der Versammlung . Weiter wurde
ein Nachtrag zu den Unfallverhütungsvorschriften der Knapp¬
schaftsberufsgenoffenschaftfür ihre der Aufsicht der Bergbehörde
nicht unterstehenden Betriebe genehmigt.

V2 . Billingen, 20. Sept . Gestern wurde die Villinger
Feuerwehr alarmiert , um einem Großfeuer in Hochemmingen
Einhält zu gebieten. Drei (Muser des Ökonomen Engeffer
brannten total nieder. Zwei weitere Häuser hatten schon
Feuer gefangen, das jedoch von der Hochemminger Feuerwehr
noch rechtzeitig erstickt werden konnte. Die Villinger Feuer¬
wehr hatte wegen Wassermangels fast die ganzen Löscharbeiten
mit Jauche zu leisten. Die Feuerwehren von Bad Dürrheim
und Thumngen waren ebenfalls zur Hilfeleistung erschienen.
Bei dem Brand wurde ein großer Teil - es Inventars ein
Raub der Flamme ««. Der Schaden ist sehr groß . Die Nach¬
barschaft war , wie . schon bemerkt, stark gefährdet. Es war ein
Glück , daß es die Nacht zuvor geregnet hatte , und die Schin¬
deldächer noch feucht waren . Die drei Brandgeschädigten sind
nur schwach versichert . Über die Brandursache ist noch nichts
bekannt.

O2 Konstanz, 16. Sept . Der Grund - und Hausbesitzch:-
verei» nahm in einer sehr stark besuchten Versammlung im
Burghofsaal Stellung gegen den Beschluß der aus Vertretern
des Stadtrates , der Hausbesitzer und Mieter gebildeten Kom¬
mission, wonach ab 1 . Oktober 21 eine Mietprciserhöhung
eintreten soll und zwar um 10 Prozent des Steuerwertes
eines Hauses vom Jahre 1914 . Mit dieser Erhöhung gibt
sich der Grund - und Hausbeisitzerverein keineswegs zufrieden .
Nach einem Referat des Fabrikanten König und nach einer
sehr stürmisch verlaufenen Debatte wurde einstimmig eine
Resolution angenommen, worin die lOprozentige Erhöhung
zurückgewiesen wird und die Zahlung der Nachtrwgsumlage
so lange verweigert werden soll, bis die Stadtverwaltung
einen die Hausbesitzer „ befriedigenden Weg " gesunden habe ;
schließlich wurde ausdrücklich betont, daß der Verein es ab¬
lehnen müsse , mit der gegenwärtigen Mietervertretung zu
verhandeln .

Aus der Landeshauptstadt .
Möbelsckau. Unter der Leitung des Architekten Prof . Fritz'

Spannagel von der Badischen Landcskunstschule gehen dis
Vorbereitungen und der Ausbau der Stadt . Ausstellungshalle
für die Badische Möbelschau gut voran . Schreiner, Maler ,
Tapezier und Elektrotechniker arbeiten sich in die Hände . Die
meisten Räume sind tapeziert oder mit Leimfarbenanstrich ver-
sehen, die Bilder und Sockelleisten sind angebracht und die An-
schriften der einzelnen Firmen aufgcmalt , so daß mit der
Einrichtung der einzelnen Zimmer begonnen werden kann.
Bereits seit Tagen bringen Eisenbahn und Lastautomobile die
Ausstellungsgegenstände nach der Landeshauptstadt . Jeden
Tag werden in den vorhandenen Kojen neue Zimmer einge¬
richtet und mit den Gegenständen des Kunstgewerbes geschmack-
voll ausgestattet . Die Möbelschau wird sowohl in künstlerischer
als auch in qualitativer Hinsicht ein interessanter Wettstreit
werden , stellt doch eine große Anzahl erster und anerkannt
guter Firmen Baden aus , so daß dem Publikum ein klares
und übersichtliches Bild über die derzeitige Wohnungskultur
Badens gegeben wird. Es dürfte deshalb diese Ausstellung
eine der interessantesten der diesjährigen Karlsruher Herbst¬
woche darstellen .

Deutsche Plastik des Mittelalters . Die badische Kunsthalls
veranstaltet demnächst eine umfangreiche Ausstellung vo»
Mustergültigen Photographien nach Werken mittelalterlicher
Plastik . Zunächst wird eine Auswahl der schönsten Werke de»
16 . und 16. Jahrhunderts zur Schau gestellt . Besonders be¬
rücksichtigt wird dabei die Kunst am OberrHein , die voy
allem auch durch eine Anzahl schöner Originalstücke repräsen¬
tiert wird . Eine weitere Abteilung wird die Plastik des
Freiburger Münsters in photographischen Wiederga¬
ben und vorzüglich gelungenen Gipsabzügen vorführen . Auf
diese Wesse werden Werke , die infolge der Art ihrer hohen An¬
ordnung sonst nur schwer sichtbar sind , mühelos dem Studium
und Genuß des Beschauers zugeführt .

Die Ausstellung wird voraussichtlich am 25 . September zu:
Beainn der Karlsruher Herbstwoche eröffnet werden.

IV . Bunter Abend von Senff -Georgi. Ein zahlreiches Pu¬
blikum hatte sich zu dieser heiteren Veranstaltung eingefunden
und kam auch auf seine Rechnung. Der Vortragende besitzt
ein modulationsfähiges Organ , das in Verbindung mit einem
sehr beweglichen Micnenspiel — beides beeinflußt von Ge¬
schmack —, ihn in den Stand setzt , seine Darbietungen recht ab¬
wechslungsreich zu gestalten. Der Vortragskünstler hat mit
diesem Abend in Karlsruhe einen vollen Erfolg errungen .

Landestheatcr . Zur Eröffnung der „Karlsruher Musikfest»
Woche " veranstaltet das Landestheater Samstag , 24 . Septem¬
ber im städtischen Konzerthaus einen „Badischen Tondichter¬
abend". Das Programm dieses Konzerts enthält Jnstrumen -
tal - und Gesangsstücke in gemischter Folge. Zu Beginn wird
der rühmlichst bekannte Organist Arno Landmann eine Passa¬
caglia für Orgel von Gustav Geierhaas vortragen . Der Kom¬
ponist stammt aus Mannheim und wirkt zurzeit als Lehre«:
an der Münchener Akademie der Tonkunst. Er hat u . a . Kam¬
mermusikwerke und Orgelstücke von hohem musikalischem Wert
geschrieben. Von Friedrich Klose, unserm bedeutenden Kompo¬
nisten , wird das Orchester den II . Satz aus seiner Sinfonie
„Das Leben ein Traum " vortragen , ein Stück , das nach An¬
gabe des Autors sich auch zum Einzelvortrag eignet. August
Richard, derzeit Musikdirektor in Heilbronn, ist mit Liedern
für Sopran mit Klavierbegleitung, die er selbst übernimmt , ^
vertreten . Richard hat u . a . bemerkenswerte Kammermusik¬
werke geschrieben . — Von dem jungen Karlsruher Koinponi-
sten, Artur Kusterer gelangt sein neuestes Werk „Lockruf "- .
(nach Geibel ) für Orchester zur Uraufführung . Kusterer hat

'

bereits eine sehr fruchtbare Tätigkeit entfaltet , neben Orche¬
sterwerken (Sinfonie ), Kammermusikstücken und Liedern , eine
Oper , „Casanova "

, geschaffen , die in der vorigen Spielzeit in
Stuttgart uraufgeführt wurde. — Julius Weismann hat auf
allen Gebieten der Komposition Bedeutendes geleistet; sein
Klavierkonzert wird von der hiesigen Pianistin Amelie Klose
vorgetragen werden, die als berufene Vermittlerin dieser schwie¬
rigen Komposition gelten darf . Von dem Freiburger Franz
Philipp gelangen Lenau -Lieder für Alt und Orchester zunr
Vortrag . Philipp hat u . a . größere Orchester - und Chorwerke
geschrieben, die in Freiburg erfolgreich aufgeführt wurden .
Den Schluß des Programms bildet die Orchester -Humoreske
„Kirmeß " von Alfred Lorcntz , der sich als Komponist verschiede¬
ner Opern , Orchester- und Gesangsstücken einen Namen ge¬
macht hat . — Die Sopranlieder singt Frl . Hete Stechert , die
Altlieder Frl . Paula Weber. Tie Gesamtleitung des Konzert¬
abends liegt in den Händen des Kapellmeisters Alfred Lorentz.

sek . Kolosseum . Das von Herrn Direktor Kiefer für die
zweite Septemberhälfte aufgestellte Spielplan enthält eine
Reihe guter Nummern . „I . Marie", ein famoser Jongleur ,
bringt eigene Schöpfungen, darunter das Abschiehen dreier
Pfeile , welche nach rückwärtigem Lauf wieder aufgefangerii
werden , zwei auf dem Handrücken und einer mit dem Genick.
Die Hundedressuren von Margarete „Lorraine" lassen nichts
zu wünschen übrig . Der Violinvirtuose „Ferry Raga " enr»
lockt seinem Instrumente Töne von bestrickendem Reiz . Der
Weltmeister „Karl Märke" ist ein Kraftmensch nicht nur in
seinem Äußern , sondern auch in seinen Leistungen. Er stemmt
und hebt 4—5 Zentner und auf seinen Füßen sitzen 11 Per¬
sonen . Eine dem Auge wohltuende Nummer sind die „4 Sal »
veres ", das richtige lebende Rokokogemäldc . Der Komiker und
Blitzdichter „ Marly Mosch" bringt eine aktuelle Nummer
nach der andern . Den Schluß des Programms bilden die
„2 Morandis , genannt das lebende Handgepäck"

. Die Pausen
werden durch die Hauskapelle unter Kapellmeisters Eber¬
harts Leitung aufs beste ausgefüllt .

Badische Semeindeschau .
Die Hauptversammlung des Badischen Gemeindeverbande»

findet , wie bereits mitgeteilt, am 1 . und 2. Oktober 1921 in
Gernsbach statt . Aus der Tagesordnung stehen sehr wichtige
Ver Handlungsgegenstände, wie z . B . das gesamte Steuerwesen ,
die Wohnungsabgabe , die Wohnungszwangswirtschaft, die Ver¬
waltungsreform , die Bildung von Wirtschaftsverbänden, die
Neugestaltung des Gemeinderechts, die Ausbildung der Ge¬
meindebeamten uss. Es wird deshalb und weil Gernsbach!
in schöner Gegend gelegen ist, mit einem Massenbesuch gerech¬
net . Eine sofortige Anmeldung wegen Unterbringung und
Verpflegung wird den Gemeindevertretern deshalb dringend
empfohlen.

V2 . Heidelberg, 16. Sept . Der Bürgerausschuh genehmigte
den Bau der Straßenbahn nach Wieblingen. Er bewilligte
sodann auf Antrag der demokratischen Fraktion 200 000 Mark
für die Kleinrentnerfürsorge und 1000 Mark für die Brand¬
beschädigten in Löffingen. Die Luisenheilanstalt erhält einen
außerordentlichen Zuschuß von 100000 Mark zur Deckung
des letztjährigen Fehlbetrages . Die Versorgung der Gemeinde
Ziegelhaus «« mit elektrischer Energie verursacht einen Kosten¬
aufwand von 400 000 Mark, dessen Bestreitung aus Anlehens¬
mitteln beschlossen wurde. Bei der Krediterhöhung für Neu¬
bauten wies Oberbürgermeister Walz darauf hin , daß die
Lohnerhöhungen für Arbeiter urü> Beamte die Stadt mit mehr
als 5,4 Millionen Mark belasten . Schließlich wurde noch der
Errichtung von Schnlbaracken in Kirckbrim und im Pfaffe «»



»r* «b zugestMmt , desgleichen der <veländeekW» »«»W - ur « e»
Weiter« », de» «tte« Friedhof» mit einem Aufwand von 591 Md
Mark und der Erstellung eines Mittrlstandssanatoriums unter
dem Namen Kurhaus Wolfsgarten . Der Vertrag mit der
Schloßhotel-A . Ĝ . zu dem letzteren Zwecke sieht für die Über¬
nahme - er Aktien rund 245 000 Mark vor.

D2 . Ettlingen , 16. Sept . In der gestrigen Bürgerausschuß ,
sitzung teilte Bürgermeister Dr . Potyka mit , das; die Verhand¬
lungen über die Lohnerhöhungen für die städtischen Arbeiter
zwischen dem Arbeitnehmerverband und dem Arbeitgeberver¬
band der Gemeinden zu ihrem Abschluß gekommen seien. Dar¬
nach hat die Stadt künftig 406 000 M . jährlich an Löhnen mehr
zu zahlen Der Gesamtaufwand an Lohn- und Gehaltszah¬
lungen beträgt jetzt etwa 2 100 000 M . pro Jahr , d. i . etwa das
achtfache gegenüber dem Aufwand in Friedenszeit .

D2 . Freiburg , 16. Sept . Der Stadtrat erklärte sich auf An¬
frage des Bezirksamtes damit einverstanden , daß die Polizei¬
stunde für Freiburg auf 12 Uhr festgesetzt wird . — Die Strom¬
abgabe auS dem Elektrizitätswerk im Monat August betrug
(für private und Anstalten ) 566 040 Kilowattstunden , gegen¬über 444 795 Kilowattstunden im gleichen Monat des Vorjah-
res . Die Einnahmen der Straßenbahn aus Personenbeförde¬
rung betrugen im August 555 201 M . gegenüber 865 413 M .
im gleichen Monat des Vorjahres .

D2 . Wehr, 16. Sept . In der letzten Bürgerausschußsitzung
wurde der Kaufvertrag mit dem Gasthaus zur „Krone" de¬
battelos genehmigt. Zur Übernahme dieses Anwesens werden
zunächst 35 00 M . benötigt. Auch die Errichtung eines 6-Fami -
llirnwohnhausrs wurde ge - » rmigt ; die zur Durchführung des
Projektes nötige Kapitalaufnahme von 350 000 M . wurde gut -

yehetHen. Der Gehalt deS Bürgermeister » wurde auf 26 500
stärk festgesetzt .

D2 . Furtwangea , 13. Sept . Der BürgerauSschuß nahm
eine Vorlage über die Erwerbung und den Ausbau des An¬
wesens des Gasthauses zum Bad an . Außerdem wurde eine
Resolution angenommen , worin gegen den dem Landtag vor¬
gelegten Entwurf zur Ausführung des Reichsgesetzes über die
Erhebung einer Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues ,
protestiert wird, der die Schaffung von Bezirkswohnungsver¬
bänden vors eht . Landtag und Regierung werden gebeten, die
vom deutschen Städtebund vorgelegten Anträge bei der Bera¬
tung und Beschlußfassung zu berücksichtigen .

D2 . Singen , 15. Sept . In der letzten Gemeinderatssitzung
beschloß der Gemeinderat ein Gemeindedarlehen von 176 530
Mark zur Bewilligung beim Bürgerausschuß zu beantragen ,das zur Abhilfe der Wohnungsnot dienen soll . Der Aauverein
beabsichtigt nämlich, im Anschluß an die bereits erstellten Häu¬
ser weitere 18 Wohnungen zu erbauen , deren Gesamtaufwand
etwa 1824 000 M . betragen soll. Das Gemeindedarlehen
176 530 iM. Ein ungedeckter Aufwand von 467 000 M ., dessen
Aufbringung noch nicht geregelt ist, bleibt als Rest.

D2 . Konstanz, 18. Sept . (Bürgerausschuß ) . Der Bürger¬
ausschuß hat in seiner letzten , unter dem Vorsitz des ersten
Bürgermeisters Dr . Dietrich, abgehaltenen Sitzurig sämtliche
Vorlagen des Stadtrates abgelehnt, darunter auch die Vorlage
betr . Errichtung einer Turnhalle in AllmannÄwrf . Wenn auch
der Bürgerausschuß bei der Ablehnung der anderen Vorlagen
zum Ausdruck bringen wollte, daß er nicht gewillt ist, lediglich
nur große Beträge zu bewilligen, so wollte er durch die Ableh¬
nung der Vorlage betr . die Turnhalle zum Ausdruck bringen .

daß « ao lieber einen größeren Betrag « rfwenve» solle, »in»etwa» Richtige» zu ba« « , anstatt die Turnhalle als Barackea¬bttu auszuführen . Abgelehnt wurde auch eine Vorlage über
Geländeverkauf, wobei man in der Debatte darauf hinwies,daß die Stadtverwaltung nicht die Hand dazu bieten dürfe,dem Schacher und der Spekulation Vorschub zu leisten.

Slsatsanzeiger.
personeller Teil.

Ernennungen , Versetzungen , Zuruhesetzungen usw.
der PlamnäAgen Beamte ».

Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner ».
Ersannt :

Regierungsrat Dr . Lothar Barck zum Oberregierüngsrat im
Ministerium des Innern in Karlsruhe , Amtmann Dr . Sieg¬
fried Weißmann beim Bezirksamt Karlsruhe zum Regierungs ,
rat beim Ministerium des Innern , Verwaltungsassistent Ju¬
lius Simmler beim Bezirksamt Karlsruhe zum Verwaltungs¬
sekretär beim Ministerium des Innern , die Kanzleigehilfen
Franz Herrmann und Karl Erb beim Ministerium des Inner »
zu Kanzleiassistenten.

Versetzt :
Amtmann Dr . Rudolf Maier in Lörrach zum Bezirksamt

Überlingen, Veterinärrat Friedrich Reu beim badischen Vieh¬
versicherungsverband zum Ministerium des Innern .

kaclisclies l.anöeslliealer '.
Doiurerstsn , 22 . Lent . , 7 bis ges . 10 Dstr. lilb . 17 .00

(Ilu -O . 8 .V.8 . 1- 400.)
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im 2uroii »usrrsum ries Saüisvksn i-anriosüieater».
Smmnlmg , «Ion 28 . Sopldi -. , uoi -n, » I >s/. Uki »,

spricht

UM MM »
Dirslctor der Ltaatt . akad . Hocbscbuis kür dlussic

in Berlin über seine

Opsv „lisr 8ell-ltrgi'sbsk"
Reritation der Dicbtuna u . Linkübrung in dis dlusib .
Lonrertklügsl von der Lirinn t-uttooig Lelioosingu »

(Lrbprinrenstrake 4).
Hüstle 8 »—.

Bür Mtzlieder des 1'bsLterbulturverbandes (je rrvsi
Leuten) und kür Inhaber von Lintrittskarten kür
das Loneert reitgenüssischsr Lornponisten Iimld«
Bi-sln « Vlsnlr 8 .—, Latten an der Ikeaterbasse

Litte Vorverirauk bsnüteen . L .608

Raubmord
an dem homöopathischenArzt Or . Otto Wirz

in Karlsruhe .
Die im Ausschreiben vom 18 . ds . Mts . beschriebenen

Personen (ein Mann und eine Frau ) sind ermittelt
und kommen als Täter nicht in Frage . Die Fahndung
nach den dort Beschriebenen ist daher einzustellen .

Als Täter kommen in Bettacht :
1. Ein mittelgroßer Mann im Alter von 25—30

Jahren , mit vollem frischem Gesicht .
2. Ein etwas größerer, schlanker Mann .
Nähere Beschreibung kann nicht gegeben werden.
Alle Personen , die am Samstag , den 17 . September

vor- oder nachmittags bei Dr . Wirz waren , sowie
sonstige Personen , die sachdienliche Angaben machen
rönnen, werden ersucht , sich unverzüglich bei der Kri-
minalpolizei Karlsruhe oder dem Unterzeichneten zumelden.

Auf die Ermittelung der Täter oder die Mitteilung
von Anhaltspunkten , die zu ihrer Ergreifung führen ,
ist eine Belohnung ausgesetzt bis zu 5000 Mark.

Karlsruhe , den 20. September 1921 . Z .50
Der Staatsanwalt vn .

WWW m WimMte» stk die
Nach § 167 der Reichsabgabenordnung haben die

Haushaltungsvorstände (Wohnungsinhaber ) den Haus¬
besitzern über die Personen , die zu ihrem Haushalt
gehören, einschließlich der Untermieter und Schlafstellen¬mieter , Auskunft zu erteilen. Die Hausbesitzer ihrer¬
seits haben der Steuerbehörde auf Verlangen sämtliche
Bewohner des Gebäudes mit Namen , Berufsstellung ,Geburtsott und Geburtstag anzugeben . Auf Grund
dieser Vorschrift und der 88 16 bis 18 der Ausführungs -
bestimmungen zum Einkommensteuergesetz hat das
Landesfinanzamt eine allgemeine Personenstandsauf¬
nahme für die Zwecke der Reichssteuerveranlagung
nach dem Stande am 20. Oktober d . Js . angeordnet.Den WohnuttgSitt - aber « werden die Vordrucke
für die von ihnen hiernach aufzustellenden Wohnungs¬
liften durch die Gemeindebehörden zugestellt werden.Sie haben diese Listen nach der aufgedruckten Anlei¬
tung alsbald auszufüllen und spätestens bis Ende
Oktober d . Js . dem Ha « s - esttz«r abzugebeu. Dieser
hat die Wohnungslisten für alle ihm gehörigen Häuserin der Gemeinde zu sammeln, mit fortlaufendenNummern zu versehen, auf einer der Listen die Voll¬
zähligkeit zu bestätigen und die Listen dann spätestensbis zum 5. November d. Js . dem Bürgermeisteramte
zu übermitteln .

Versäumnisse bezüglich der hiernach den Wohnungs -
inhabern und Hausbesitzern obliegenden Verpflichtungenkönnen nach 8 202 der.Reichsabgabenordnung mit Geld-
strafe bis zu 500 Mark im Einzelfalle geahndet werden.

Karlsruhe , den 20. September 1921 . Z .42
Steuerkommtffär

Karlsruhe -Stadt . Karlsruhr -Land .

Der Samariter
Leitfaden

für die

Erste Hilfe bei Unglücksfällen
von

Medizinalrat Or . Blume
Zwei Hefte, Text und Abbildungen

<41 .- 50. Tausend )

Preis für beide Teile zusammen 6

Bei gleichzeitiger Abnahme einer größeren An-
zahl zu Ausbildungszwecken wird ein steigender

Rabatt gewährt.

Diese neue Auflage berücksichtigt die Erfah¬
rungen des Krieges, insbesondere auch die künst-
liche Atmung , die durch die erhöhten Anforde¬
rungen des Gaskrieges ganz wesentlich an prak¬
tischer Bedeutung gewonnen hat , und zu einem
Hilfsmittel geworden ist, das den Sanitätern
völlig vertraut sein muß .

Wiener medizinische Wochenschrift :
. - . zeichnet sich dadurch aus , daß der ganze
Stoff in sehr zweckmäßiger Weise so eingeteilt
ist, daß er leicht in fünf Doppelstunden borge -
tragen werden kann, wobei jedesmal die zweite
Stunde praktischen Übungen gewidmet wird - -
die außerordentlich sachgemäße und gemeinver¬
ständliche Darstellung empfehlen die Anschaffung
deS Büchleins für Samaritervereine , für den
Eisenbahndienst, für Feuerwehren , Spottvereine
und Fabriken.

HauSarzt - Zeitschrift . Was dieses Merk¬
chen vor anderen ähnlichen auszeichnet ist die
überaus praktische Anlage und seine bequeme
Übersichtlichkeit.

G . Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag,
Karlsruhe i. B ., Karlfriedrichstraße 14.

Mil-MmWr-NW« für Mm.
Kehl. A.975

Güterrechtsregisterein¬
trag Band I <Äite 354
Holl, Max , Eisenbahnse¬
kretär in Kehl, u. Emma
geb. Mum . Vertrag vom
26. August 1921. Errun¬

genschaftsgemeinschaft,
VorbehaltSgut der Frau
ist das in dem Vertrag
näher bezeichnet « Vermö¬
gen.

Kehl, 6. Sept . 1921.
Gerichtsschreiber dez
Bad . Amtsgerichts.

den Ehegatten ist im Ehe¬
vertrag und in der Bei¬
lage des Güterrechtsvegi-
sters beschrieben .

Lahr , 9. Sept . 1921.
Amtsgericht.

Gerichtsschreiber.
Mannheim . Z .38

Zum Güterrechtsregi -
ster Bd . XIV Seite 875
wurde heute eingetragen :

Nahrstedt, Otto , Schnei¬
der, und Maria geborene
Klein, Mannheim . Ver¬
trag vom 6. September

<1921 . Gütertrennung .
Mannheim , 17 . Sept . 1921 .
Bad . Amtsgericht B.G . 4.

» ehl. Z .8
Güterrechtsregisterein¬

trag Band l Seite 356 :
Harter , Benedikt, Schlosser
in Kehl, und Maria geb .
Mßtz . Vertrag vom 1.
September 1921 . Güter -
tremmng .

Kehl, 15. Sept . 1921.
GerichtSschreiberei des

Amtsgerichts.

Pforzheim . U .977
Güterrechtsregisterein -

ttag . Stacheter» Peter ,
Schuhmachermeister zu
Worzheim -Dillweißerrstein
und Rosalie geb . Mun -
ding. Vertrag vom 6. Sep¬
tember 1921 . Gütertren¬
nung.

Amtsgericht Pforzheim .

Lahr. U.976
Zu Band III S . 7 des

Güterrechtsregisters wur¬
de eingetragen :

Bernhard Schuhmacher,
Schreiner in Seelbach, u.
dessen Ehefrau Martina
geb . Erchinger. Ehevertrag
vom 28. Juli 1921 , Auf¬
hebung des seitherigen Gü¬
terrechts, Gütertrennung .
Das Vermögen eines je-

Pforzheim. A .991
Güterrechtsregisterein .

trag . Hensler , Max Eu -
gen , Techniker zu Pforz -
heim, und Elise geb . Kay.
ser. Vertrag vom 10. Sep¬
tember 1921 . Gütertren¬
nung .

Amtsgericht Pforzheim.

MgM , WIGW
». Ktniti-r Sni- trdsrieit.
Öffentliche Zustellung

einer Klage.
Z.49L .1 Radolfzell. Die

Versicherungsaktiengesell¬
schaft des Automobilklubs
von Deutschland in Ber¬
lin , vertreten durch Direk¬
tor Dr . Hans Heß in
Mohlow bei Lichtenrade,

Prozeßbevollmächtigter :
Rechtsanwalt Riedlinger
in Radolfzell, klagt gegen
den Patentanwalt Dr .
Paul Wangemann , früher
in Radolfzell, jetzt unbe¬
kannten Aufenthalts aus
Versicherungsvertrag mit
dem Anträge , den Beklag,
ten kostenfällig zu verur¬
teilen , an die Klägerin den
Betrag von 845 Mark —

Achthundertvierzig fünf
Mark — nebst 4 Prozent
Zinsen seit 11. September
1920 zu zahlen und das
Urteil gegen Sicherheits¬
leistung für vorläufig voll¬
streckbar zu erklären.

Der Beklagte wird zur
mündlichen Verhandlung
des Rechtsstreits vor das
Bad . Amtsgericht Radolf¬
zell auf
Donnerstag , 17. Nov . 1921 ,

vormittags 9 Uhr,
geladen . Zum Zwecke der
öffentlichen Zustellung
wird dieser Auszug - er
Mage bekannt gemacht.
Radolfzell. 15. Sept . 1921.
Der Gerichtsschreiber des

Bad . Amtsgerichts.
Z.43.2.1 Wolfach. Das

Amtsgericht Wolfach hak
heute folgendes

Aufgebot
erlassen :

Auf Antrag des Hypo-
thekengläubigers Abra¬
ham Levi, Privat in Kon¬
stanz. und des Grund¬
stückseigentümers Verein
Frauenwohl in Mann¬
heim wird der Inhaber
des TeilhhpothekenbrieseS
über 6000 M . nebst Zins
der im Grundbuch Rip¬
poldsau Bd . 2 Heft 7 III .
Abtl . Nr . 3 zugunsten des
Abraham Levi in Kon¬
stanz aus Grundstück Lgb .»
Nr . 6, 7, 21, 23 und 30
Eigentum des „Verein
Frauenwohl " in Mann¬
heim eingetragenen Brief .

Hypothek aufgefordert ,
spätestens in dem auf
Mittwoch, 28. Dezbr . 19L1,

vormittags 10 Uhr,
Vor das Amtsgericht Wol¬
fach, Zimmer 4, bestimm¬
ten Aufgebotstermine sei¬
ne Rechte anzumelden u.
- io Urkunde vorzulegen,
widrigenfalls die Kraft -
loserstärung des Teilhy-
pothekenbriess erfolgen
wird.
Wolfach- 16. Sept . 1921.

Der Gerichtsschreiber deS
_ Amtsgerichts.

Z .39 .2 .2 Krdl. Der Kauf¬
mann Karl Bösmager in
Freistett hat als Rbwesen-
heitspfleger mit vormund¬
schaftsgerichtlicher Geneh¬
migung beantragt , die ver¬
schollene Schreiner Emil
Reppold Witwe Rofina geb .
Klotter, geb . am 7. August
1870 in Freistett , zuletzt
wohnhaft in Freistett und
Sttaßburg , für tot zu er¬
klären. Die Gezeichnete Ver¬
schollene wird ausgefordert ,
sich spätestens in dem auf
Freitag, den 7. April 1S22,

vormittags S Uhr,

vor dem Unterzeichneten
Gericht anberaumten Auf¬
gebotstermine zu melden,
widrigenfalls die Todeser¬
klärung erfolgen wird. An
alle, welche Auskunft über
Leben oder Tod der Ver¬
schollenen zu erteilen ver¬
mögen, ergeht die Auffor¬
derung, spätestens im Auf-
gebotstermine dem Gericht
Anzeige zu machen .

Kehl, 8. September 1921 .
Gerichtsschreiberei deS

Amtsgerichts .

Z.44 . Durlach . In dem
Konkursverfahren über das
Vermögen des Gastwirts
Erich Greiuer in Durlach
hat der Gemeinschuldner
die Einstellung des Ver¬
fahrens nach Befriedigung
der Konkursgläubiger be-
anttagt , was hiermit ge-
maß §8 202- 203 Konk.»
Ordng . öffentlich bekannt
gemacht wird.
Durlach. 19. Sept . 1921.

Amtsgericht.

N« M »M

MmimW « «.
Die Maurer - , Zimmer -,

Dachdecker-, Mechner-,
Entwässerungs , Verputz-,
Glaser -, Schreiner -, Schlaf-
ser -, Jnstallations - u . Tün¬
cherarbeiten zur Vergröße¬
rung des Aufenthaltsge -
gebäudes beim Stellwerk
ll ich Personenbahnhof
hier nach Finanzministe -
cialverordnung vom 3 . 1 .
1907 zu vergeben. Pläne ,
Bedingrrisheft bei Hoch,
baubahnmeisterei I hier
2 . Stock der neuen Nl -
guthalle Zimmer 32. Dort
Angebotsvordrucke erheben.
Die auf Einzel, und Ge¬
samtpreise zu stellenden
Angebote find verschlossen,
postfrei und mit der Auf¬
schrift, Aufenthaltsgebäu¬
de beim Stellwerk II An¬
gebot auf . arbeit
versehen, spätestens bis
Samstag , den 1. Oktober
d. IS ., vormittags S Uhr,
bei uns einzureichen. Den
Angeboten ist eine genaue
Preisaufteilung beizuge¬
ben. Zuschlagssrist 4 Wo¬
chen. ZH1.2.1
Karlsruhe , 20. Sept . 1921.

Bahnbauinspektion 1.

Hochbauarbeiten zur Her¬
stellung einer neuen Woh¬
nung mit Dachaufbau im
Aufenthalts - u . Übernach¬
tungsgebäude auf Bahn¬
hof Schiltach nach Finanz ,
ministerialverordnung vom
з . Januar 1907 öffentlich
zu vergeben: Maurer -,
Zimmer -, Blechner-, Dach¬
decker -, Verputz -, Schreiner-
и. Glaser -, Schlosser - und
Malerarbeiten . Zeichnun.
gen, Bedingnisheft , Ar¬
beitsbeschriebe an Werkta¬
gen bei der Bahnmeisterei
Hausach, und hier im Jn -
spektionsgebäude, Haupt¬
straße 14 Zimmer Nr . 12,
zur Einsicht. Angebotemit
der Aufschrift „ Angebot
auf übernachtungsgebäude
Schiltach", verschlossen und
postfrei, bis längstens 10.
Oktober 1921, vorm. 10
Uhr, bei uns einreichen,
woselbst Eröffnung statt¬
findet . Z.52.2.1
Offenburg , 15. Sept . 1921.

Ba .f .ibauiaspektion.

iitirtt .ill *
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Usekung
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V- pk -!. Pakete,

WMNMWI
I lOiNk .8»u » e I
IEkkNlpELMlMM i
» üüls -MKnkkASiriu ^

yualitat !
sirsnrösiseli

(8>slem Kitter)
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1ungs !. eutv Z
die zur See fahren wollen,
erhalten vorher Aufklärung
u . Rat . Auskunftei, Hamburg
36, Schließfach112 . Z . 83 .

EinttäglicheWinterarbeitan

Mumien
zu vergeben. Anfragen unt .
K . 609 an die Expedition
der Karlsruher Zeitung erb.

MllleMn
in feinster Legierung und
unübertreffl . Ausführung

liefert »-5«s

Karlsruhe t . B . Liststr. 5.Karlsruhe t . B . Liststr. 5.
Unsere Bronceglocken über¬
treten bei weitem die soge¬
nannten Klangstahlglocken.

Z .22. Kehl. Der Land¬
witt Jakob Waffenschmidt
II . in Odelshofen ist durch
Beschluß des Amtsgerichts
Kehl vom 6. September
1921 wegen Trunksucht u.

lVerschwandung entmün¬
digt worden.

Kehl, 16. Sept . 1921.
Amtsgericht,
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